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Einleitung 

I. Verwaltungsmodernisierung 

Experimentierklauseln für die Verwaltung sind eng mit dem Begriff  der Verwal-
tungsmodernisierung verknüpft.  Bestrebungen, die Verwaltung zu modernisieren, 
sind annähernd so alt wie die Verwaltung selbst.1 Spätestens seit der Freiherr vom 
Stein in seiner Nassauer Denkschrift  vom Juni 1807 eine „Reform" des preußischen 
Staates „an Haupt und Gliedern" forderte  und gemeinsam mit Hardenberg verwirk-
lichte, stehen Verwaltungsreformen  in Deutschland immer wieder auf der Tagesord-
nung.2 Teile der damaligen Reformziele, wie die Verringerung der aufgeblähten 
Staatsbürokratie, den Gemeinden das Recht der Selbstverwaltung einzuräumen und 
die Bevölkerung stärker am Staatsleben zu beteiligen, haben noch heute Aktualität. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland gab es in regelmäßigen Abständen Ver-
suche, die Verwaltung den Entwicklungen der Zeit anzupassen.3 Eine erste Reform-
phase nach dem zweiten Weltkrieg war davon geprägt, die Rechtsstaatlichkeit wie-
derherzustellen.4 Ende der 60er Jahre wurde versucht, Demokratiedefizite abzubau-
en, indem beispielsweise die Beteiligungsrechte der Bürger erweitert und die Orga-
nisationsformen bürgerfreundlicher  ausgestaltet wurden.5 In etwa zehn Jahre später 
begann eine dritte Modernisierungsphase, in deren Mittelpunkt die Ökonomisierung 
von Staat und Verwaltung stand. Kennzeichnend waren Privatisierungen vielfältigs-
ter Art, dem Typ nach Aufgabenprivatisierung,  Vermögensprivatisierung und Orga-
nisationsprivatisierung.6 Zugleich bestimmten Zielvorgaben wie Deregulierung, 
Rechts Vereinfachung sowie Personal- und Subventionsabbau die 80er Jahre.7 Die 
vergangene Dekade stand schließlich ganz im Zeichen interner Rationalisierung von 

1 Instruktiv Helmut Spörlein,  Die Reform einer Verwaltung - einige Gedanken zur Verwal-
tungsreform in Niedersachsen, NdsVBl 1998,177. 

2 Siehe Maximilian  Wallerath,  Kommunale Selbstverwaltung und Verwaltungsmodernisie-
rung - eine Zwischenbilanz - , DVP 1998, 53. 

3 Für den Bereich der Kommunen hierzu Hellmut  Wollmann,  Politik- und Verwaltungsmo-
dernisierung in den Kommunen: zwischen Managementlehre und Demokratiegebot, Die Ver-
waltung 32 (1999), 345, 347ff. 

4 Siehe Werner  Τ hie me, Wiederaufbau oder Modernisierung der deutschen Verwaltung, Die 
Verwaltung 26 (1993), 353 ff. 

5 Vgl. Wolf  gang Seibel,  Entbürokratisierung in der Bundesrepublik Deutschland, Die Ver-
waltung 19 (1986), 137 ff. 

6 Siehe Klaus  König,  „Neue" Verwaltung oder Verwaltungsmodernisierung: Verwaltungs-
politik in den 90er Jahren, DÖV 1995, 349, 358. 

7 Vgl. hierzu auch Klaus  König,  Prozedurale Rationalität - Zur kontraktiven Aufgabenpoli-
tik der achtziger Jahre - , VerwArch 86 (1995), 1 ff. 

2* 



20 Einleitung 

Staat und Verwaltung.8 Damit folgte das vereinte Deutschland einer internationalen 
Entwicklung,9 die seit Anfang der 80er Jahre z .B. in Großbritannien, Neuseeland 
und Australien unter dem Begriff  des „New Public Management" firmiert. 10 Zentra-
le Elemente dieses Managementkonzepts sind die Schaffung  von selbstständigen, 
dezentralisierten Einheiten, eine ziel- und ergebnisbezogene Steuerung sowie die 
Orientierung an Organisationsstrukturen von Privatunternehmen. M i t letzterem Ge-
danken wird deutlich, dass ursprünglich für private Unternehmen konzipierte Ma-
nagementmodelle, wie „Lean Management"11 und „Total Quality Management"12, 
auf den öffentlichen  Sektor übertragen wurden. 

Von der Verwaltungsmodernisierung werden alle Ebenen der staatlichen und un-
terstaatlichen Verwaltung erfasst. 13 So haben sich auch auf lokaler Ebene Reform-
bemühungen in Managementmodellen niedergeschlagen.14 Das nach der niederlän-
dischen Stadt Tilburg benannte Tilburger Model l sieht vor, die Stadtverwaltung 
nach dem Vorbild eines privatwirtschaftlich  operierenden Konzerns umzugestalten. 
In Deutschland sind diese Ansätze aufgenommen und von der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) zu einem „Neuen Steue-
rungsmodell" (NSM) entwickelt worden.15 Seither gibt es kaum eine Kommune in 

8 Rainer  Pitschas,  Verwaltungsmodernisierung, Dienstrechtsreform  und neues Personalma-
nagement, Die Verwaltung 32 (1999), 1, 3. 

9 Zur internationalen Entwicklung Klaus  König,  Verwaltungsmodemisierung im internatio-
nalen Vergleich, - Acht Thesen - , DÖV 1997, 265 ff. 

10 Zu dessen Inhalt und Rechtsproblemen Manfred  Miller,  Rechtsprobleme modernen Ver-
waltungshandelns, LKV 1998, 42Iff. Die unterschiedlichen Entwicklungen in einzelnen eu-
ropäischen Staaten sowie in Nordamerika, Neuseeland und Australien beschreibt Christoph 
Reichard,  Internationale Trends im kommunalen Management, in: Gerhard Banner/ders. 
(Hrsg.), Kommunale Managementkonzepte in Europa, 1993, S.3, 8 ff. 

11 Vgl. zu diesem Begriff  nur Dirk  Bösenberg/Heinz  Metzen, Lean Management - Vorsprung 
durch schlanke Konzepte, 5. Auflage, 1995. 

12 Siehe zu den Begriffen  „Neues Steuerungsmodell", „Lean Management" und „Total Qua-
lity Management" Jürgen  Wohlfarth,  Kommunalrecht, 2. Auflage, 1998, S. 262ff. 

13 Zu Ansätzen einer neuen Verwaltung in Deutschland auf kommunaler, Landes- und Bun-
desebene ausführlich  Klaus  König/Joachim  Beck,  Modernisierung von Staat und Verwaltung, 
1997, S. 56 ff.  Auf Bundesebene gab es das Konzept des „schlanken Staates", neuerdings das 
des „aktivierenden Staates", vgl. Klaus  König/Natascha  Früchtner,  „Schlanker Staat" zwi-
schen Bonn und Berlin, VerwArch 90 (1999), 1 ff.;  Christoph  Reichard,  Staats- und Verwal-
tungsmodemisierung im „aktivierenden Staat", VuF 27 (1999), 117 ff.  Zu neuen Steuerungen 
in der Landesverwaltung, Ministerialverwaltung und auf der Ebene einer Bezirksregierung 
Dierk  Freudenberg,  Neues Steuerungsmodell in der Landesverwaltung, DVP 1998,47 ff.;  Hil-
mar  Demuth,  Die Ministerialverwaltung als Gegenstand der Verwaltungsreform,  in: Martin 
Morlok/Rupert Windisch/Manfred Miller (Hrsg.), Rechts- und Oiganisationsprobleme der 
Verwaltungsmodemisierung, 1997, S.75ff.;  Jürgen  Diedrich,  Neue Steuerung für eine Be-
zirksregierung, NWVB1 1999, 325 ff. 

14 Vgl. zuletzt Günther E. Braun,  Konzept des integrierten Kommunalmanagements, Die 
Verwaltung 32 (1999), 377ff. 

15 Die Entwicklung erfolgte über mehrere Jahre in folgenden Berichten der KGSt: 
Dezentrale Ressourcenverantwortung: Überlegungen zu einem neuen Steuerungsmodell, 
KGSt-Bericht 12/1991; Wege zum Dienstleistungsuntemehmen Kommunalverwaltung, Fall-
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Deutschland, welche nicht über ein N S M nachdenkt bzw. es - in unterschiedlichem 
Umfang - umsetzt.16 Die Kerngedanken „des" N S M lassen sich wie folgt zusam-
menfassen: 17 

- Führung durch Leistungsabsprache statt durch Einzeleingriff  (Kontraktmanage-
ment), 

- dezentrale Gesamtverantwortung, d. h. Delegation von Entscheidungsbefugnis-
sen in Bezug auf Ressourcen von der zentralen auf die Fachbereichsebene und 
Zusammenführung von Fach- und Ressourcenverantwortung, 

- Ablösung der Input- durch eine Outputsteuerung, d. h. Orientierung an den von 
einer Verwaltungseinheit zu erbringenden Leistungen (den „Produkten" der Ver-
waltung), basierend auf einer Beschreibung der Leistungen samt Darstellung der 
Kosten, und nicht an den von einer zentralen Instanz zur Verfügung gestellten fi-
nanziellen Ressourcen, 

- Vorgabe eines Budgets für den Fachbereich, 

- Steuerung und Controll ing18 , 

- Qualitätsmanagement und Aktivierung von Wettbewerbselementen, 

- Verhaltensreform  und Qualifizierung der Mitarbeiter. 

Die Zahl der verwaltungswissenschaftlichen Publikationen über die verschiede-
nen Reformmodelle ist unüberschaubar.19 Dagegen ist die juristische Auseinander-
setzung mit der Reformbewegung vergleichsweise gering.20 Noch schwächer ausge-

studie Tilburg, KGSt-Bericht 19/1992; Das Neue Steuerungsmodell, KGSt-Bericht 5/1993; 
Budgetierung: Ein neues Verfahren der Steuerung kommunaler Haushalte, KGSt-Bericht 
6/1993; Das Neue Steuerungsmodell: Definition und Beschreibung von Produkten, KGSt-Be-
richt 8/1994; Organisationsarbeit im Neuen Steuerungsmodell, KGSt-Bericht 14/1994; Ver-
waltungscontrolling im Neuen Steuerungsmodell, KGSt-Bericht 15/1994; Das Neue Steue-
rungsmodell in kleineren und mittleren Gemeinden, KGSt-Bericht 8/1995; Das Neue Steue-
rungsmodell - Erste Zwischenbilanz, KGSt-Bericht 10/1995. 

16 So das Ergebnis einer Umfrage des Deutschen Städtetages, vgl. Erko  Grömig/Kersten 
Gruner,  Reform in den Rathäusern, Der Städtetag 1998, 581 ff.  Vor- und Nachteile des NSM 
werden beleuchtet von Michael  Blume,  Zur Diskussion um ein neues Steuerungsmodell für 
Kommunalverwaltungen - Argumente und Einwände, Der Gemeindehaushalt 1993, 1 ff.  Zum 
Stand der Verwaltungsreform  Dietrich  Budäus!  Stefanie  Finger,  Stand und Perspektiven der 
Verwaltungsreform  in Deutschland, Die Verwaltung 32 (1999), 313ff. 

17 Ähnlich und mit kurzer Erläuterung der entscheidenden Begriffe  Klaus  Vogelsang/Uwe 
Lübking/Helga  Jahn,  Kommunale Selbstverwaltung, 2. Auflage, 1997, Rdnr. 988 ff. 

18 Ausführlich zur „Leistungsmessung in der öffentlichen Verwaltung" Stefan  Machura,  Die 
Verwaltung 32 (1999), 403 ff. 

19 Vgl. die Übersicht bei Hermann  Hill,  Neue Organisationsformen in der Staats- und Kom-
munalverwaltung, in: Eberhard Schmidt-Aßmann/Wolfgang Hoffmann-Riem (Hrsg.), Verwal-
tungsorganisationsrecht als Steuerungsressource, 1997, S.65, 68, dort in Fn. 15. 

2 0 So die zutreffende  Einschätzung von Hill  (Fn. 19), S. 68. An neuerer Literatur sei verwie-
sen auf Andreas  ChmeU  Das Neue Berliner Verwaltungsmanagement, 1999; Olaf  Otting,  Neu-


